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Beschluss vom 18.05.2018 
 

Berufsinformation und -beratung 
 

Der Landeselternausschuss fordert zur Stärkung der Schulabschlüsse jenseits des Abiturs eine bereits in 
der Grundschule beginnende Berufsinformation und -beratung in Theorie und Praxis, um diese Ab-
schlüsse wieder stärker in das Bewusstsein der Schüler als erstrebenswertes Schulziel zu rücken. 

–  

–  

–  
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Lernmittelfreiheit 
 

Es ist erkennbar, dass durch die Lernmittelfreiheit nicht genügend Mittel für die Erstausstattung mit 
Schulbüchern vorhanden sein werden. Der Landeselternausschuss fordert deshalb bei der jetzt geplan-
ten Lernmittelfreiheit für Grundschulen, dass das Budget für die Lernmittel an den benötigten Bedarf 
und an die Schülerzahlen für das jeweils nächste Schuljahr angepasst wird. Bei Unterdeckung sind durch 
die Senatsverwaltung für Finanzen entsprechende Mittel bereitzustellen, die zumindest eine Erstaus-
stattung mit Schulbüchern für die Schulen ermöglicht. Die Schulen dürfen am Ende nicht schlechter ge-
stellt werden als vor der Lernmittelfreiheit. 

–  

–  

–  


